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Der Staat liefert: Vom Wiegen 
und Messen der Umsetzung  
 
Was Regieren effektiver macht – und was nicht 

 

Marcel Schepp, Felipe Hinrichsen 

 › Politik muss liefern – aber wie? Effektive 

Regierungsarbeit bemisst sich nicht am Out-

put (Gesetze, Mittel), sondern an messbaren 

Ergebnissen für Bürgerinnen und Bürger. 

› Wirkungsorientierung statt Vorhabenpla-

nung: Es braucht Steuerung über klare Ziele, 

Indikatoren und regelmäßiges Monitoring – 

nicht erst ex post durch Evaluierungen, Kom-

missionen und Untersuchungsausschüsse. 

› Zentrale Umsetzungseinheiten haben Er-

folg: Kleine, schlagkräftige Teams nahe an 

der politischen Führung können Prioritäten 

nachhalten, Hindernisse beseitigen und ress-

ortübergreifend koordinieren. 

 › Effektive Steuerung ist im Zentrum der Re-

gierung angesiedelt, typischerweise in Staats- 

oder Senatskanzleien, um Prioritätensetzung, 

Monitoring und Problemlösung zu bündeln. 

› Integration bestehender Strukturen: Koor-

dinierung von Planungsstäben, Kabinettsrefe-

raten und Spiegelreferaten und Verknüpfung 

von Vorhabenplanung, Haushaltssteuerung 

und Kommunikation 

› Wirkungsorientierte Umsetzung: Einheitli-

che Kennzahlensysteme, digitale Dashboards 

und regelmäßige Berichtszyklen sichern 

Transparenz und ressortübergreifend koordi-

nierte Umsetzung politischer Ziele. 

Berlin, Januar 2026 

Analyse und Beratung 
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Liefern will gekonnt sein 
Manche Sätze rufen das Gegenteil dessen hervor, was gemeint ist. „Politik muss liefern“ könnte 

ein solcher Satz sein. Ob als Anspruch oder Forderung – liefern soll Politik eigentlich immer. Mit 

etwas Wohlwollen liefert sie auch immer (etwas), tatsächlich – selbst wohlwollenden Kritikern zu-

folge – zusehends immer weniger.1 

Es lässt sich also trefflich darüber streiten, welchen Anteil Politik – also Regieren – tatsächlich an 

ihrer Umsetzung – also dem Vollzug von Gesetzen – hat. Strenggenommen – und auch hierüber 

streiten ganze Denkschulen – gibt Politik eigentlich „nur“ den Rahmen vor, innerhalb dessen wie-

derum andere umsetzen: in der Regel die Verwaltung, in Deutschland aber u.a. auch Verwaltungs-

träger wie Anstalten und Körperschaften des öffentlichen Rechts bis hin zu Verbänden, Kammern 

und z.T. sogar Interessensgruppen. Letzteres bietet schon einen ersten Hinweis darauf, wie be-

grenzt die Reichweite „der Politik“ tatsächlich ist, unmittelbar „zu liefern“.  

Verfassungspolitisch ist Umsetzung Ländersache, d.h. in der Regel führen die Bundesländer aus, 

was im Bund – ausschließlich oder gemeinsam – entschieden wird. Kommunen bekommen als 

Teil der Länder von diesen übertragen, was am Ende umzusetzen ist. Die dem Grundgesetz impli-

zite Handlungskette aus Bundesaufsicht, Länderausführung und Auftragsverwaltung wirkt jedoch 

selten direkt, wie beispielhaft an dem problemgeplagten DigitalPakt Schule oder der vielfach kriti-

sierten Krankenhausreform deutlich wird.2 Der Weg vom Bundeskanzler zum Bürgermeister ist 

oftmals lang und gewunden.  

Die Frage, wie Regierungen dennoch Umsetzung steuern können, wo sie doch zumeist gar nicht 

direkt daran beteiligt sind, ist keineswegs neu. Schon in den 1970er-Jahren finden sich Ansätze, 

die Vollzugsanalysen als Erkenntnisquelle zu etablieren.3 Delivery units (etwa: Umsetzungseinhei-

ten) knüpfen daran an, indem sie evidenzbasierte Steuerungslogik und Leistungsorientierung aus 

dem New Public Management weiterentwickeln.4  
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Aufgrund der gerade in Deutschland eher gemischten Erfahrungen auf Kommunalebene5 sei die 

Frage berechtigt, warum man sich nun erneut damit auseinandersetzen sollte. 

Man muss es nur Wollen 
An dieser Stelle folgt üblicherweise eine Liste, was in Deutschland alles nicht funktioniert  – diese 

erneut zu wiederholen bringt also wenig, denn die Befunde sind bekannt: Regieren in Deutsch-

land ist schlicht weniger effektiv, als es sein könnte, weil Verantwortlichkeiten und Kompeten-

zen zersplittert sind, eine konsistente Ziel- und Wirkungsteuerung fehlen, datenbasierte Ent-

scheidungen daher kaum möglich sind und ein zentrales Monitoring zum Nachhalten politischer 

Prioritäten selten systematisch verfolgt wird.6 Hinzu kommen stete Reibungsverluste durch eine 

schier endlose Gremienkoordination über alle Ebenen hinweg sowie ein spezifisch deutscher Kor-

poratismus, der Partikularinteressen Vorschub leistet.  

Eine weitreichende, obschon wenig beachtete Folge ist, dass Politik sequenziell und nicht syn-

chron arbeitet: Umsetzung erfolgt in der Regel nach dem Wasserfallmodell anstatt in Form eines 

Multi-Projektmanagements7; Haushaltsplanung und -zwänge, Ausgabenlogiken und -fristen so-

wie Stellenbedarfe und -pläne bestimmen letztlich stärker, was – wann und wie – geliefert wird, 

als politische Entscheidungen. In der Politik stehen diese zwar am Anfang, in der Debatte hinge-

gen suggerieren sie das Ende (eines Problems etwa). Im Prinzip ist beides richtig, weckt jedoch un-

terschiedliche Erwartungen. Das erzeugt Frustration – bei Bürgerinnen und Bürgern wie in der Po-

litik.  

Es bräuchte also Wirkungslogiken statt bloßer Vorhabenplanung, Zielsteuerung statt An-

spruchsbekundung und ein datengestütztes Monitoring anhand smarter Indikatoren anstelle ei-

ner Erfolgskontrolle nach Mittelabfluss. Da sich diese Defizite über mehrere Legislaturperioden 

hinweg verfestig haben, steigt der Bedarf an einer durchsetzungsstarken Steuerung von Politik im 

Regierungskern. Diese Rolle könnten kleine zentrale Umsetzungs- und Steuerungseinheiten nach 

dem Vorbild von delivery units – also bewusst schlank gehaltene Einheiten ohne Unterbau und mit 

wenigen hoch qualifizierten Mitarbeitenden – übernehmen. Praktisch hieße das, Prioritäten zu 

konsolidieren, Kennzahlen nachzuhalten, Abweichungen früh sichtbar zu machen und auch kon-

sequent zu adressieren – also eher Schieben als Schubsen. Die dafür empfänglichen Strukturen 

existieren auch in Deutschland: Parlaments- und Kabinettsstäbe, Strategie- und Planungsabteilun-

gen, Grundsatz- und Spiegelreferate – im Kern also jene Einheiten, die im Zentrum der Regie-

rung, im Bundeskanzleramt wie in den Staats- und Senatskanzleien der Länder die Umsetzung 

politischer Vorhaben verfolgen und steuern. Lässt sich dieses Prinzip auch auf Deutschland über-

tragen? Was wären die Gelingensbedingungen dafür? 

Wollen, aber nicht Können?  
Der Ursprung sogenannter Umsetzungseinheiten reicht weiter zurück, als man intuitiv vermuten 

würde: Bereits 2001 setzte der damalige britische Premierminister Tony Blair die Prime Minister’s 

Delivery Unit (PMDU) ein, mit dem erklärten Ziel, „schonungslos zu priorisieren, energisch heraus-

zufordern und Probleme gemeinsam zu lösen“.8 Zunächst erfolgreich, verlor die Einheit im Laufe 

der Jahre an Schlagkraft, wie spätere Evaluierungen zeigen.9 Dem Prinzip nach jedoch weiterhin 

überzeugend, folgten zahlreiche Länder diesem Ansatz – etwa Kanada, Australien oder Malaysia, 

sodass ziel- und wirkungsorientiertes Regieren heute als ein Standardinstrument moderner Regie-

rungsführung gilt.10  
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In Deutschland hingegen hat sich modernes Projektmanagement in der Politik bislang weder insti-

tutionell noch funktional durchgesetzt, was vor allem den legitimen verfassungsmäßigen Grenzen 

einerseits und einer hohen Verrechtlichung von Politik11 andererseits geschuldet ist. Das Ergebnis: 

Ziel- und wirkungsorientiertes Arbeiten kommt häufig „on top“ und Agilität zeigt wenig Wirkung, 

solange weiterhin klassische Logiken der Ministerialbürokratie den Rahmen setzen.12 

Traditionell lassen sich Umsetzungseinheiten als zumeist ministeriale Stellen (d. h. Stäbe, Referate 

oder sogar Abteilungen) verstehen, die dazu mandatiert sind, konkrete Leistungen in kritischen 

Bereichen der Regierungsarbeit nachzuhalten und so voranzutreiben. Oftmals flankieren sie Re-

formmaßnahmen und sind idealerweise eingebunden in Monitoring, Evaluierung, strategische 

Vorausschau, politische Planung und Koordinierung sowie bisweilen auch in Statistik, Datener-

hebung, Haushaltsprüfung und Budgetierung. Um effektiv zu sein, benötigen sie ausreichend 

Kompetenzen und Kapazitäten seitens der Regierung, um ihren Auftrag durchzusetzen. Mit die-

sem Anspruch sind sie naturgemäß im Zentrum der Regierung, d. h. beim Premierminister-, Präsi-

denten- oder Kanzleramt – wie z. B. in Großbritannien (siehe PMDU), Australien („Cabinet Imple-

mentation Unit“) oder Malaysia13. Gemeinsam ist diesen Modellen eine feste Eskalationsleiter 

bis zur Regierungsspitze (z. B. durch regelmäßige Fortschrittsberichte), die Zielabweichungen 

schnell politisch adressierbar macht. 

Essenziell ist weiterhin die Verankerung an zentraler Stelle durch eine der Regierungsspitze politi-

sche verantwortliche Person (in der Regel auf Ministerebene) sowie fachliche verantwortliche Per-

sonen (in der Regel auf Staatssekretärsebene) in den entsprechenden Ministerien oder Behörden, 

deren Aufgabe es vor allem ist, Prioritäten zu setzen, Leistung nachzuhalten und Hindernisse 

zu beseitigen. Ob formell oder informell, effektive Umsetzungseinheiten gründen stets auf aus-

reichend „authority from the centre of government“ – politische Führung im Zentrum, um übergrei-

fend zu koordinieren und umzusetzen.14 Es existieren jedoch auch dezentrale Umsetzungseinhei-

ten – etwa in Bundesstaaten wie Pernambuco (Brasilien) oder Provinzen wie Buenos Aires (Argen-

tinien)15 sowie nachgeordnete Behörden in einigen deutschen Bundesländern (z. B. Regierungs-

präsidien), die der Koordinierung und Bündelung dienen – was das Konzept mit Blick auf den 

deutschen Föderalismus umso relevanter macht.16  

Im Idealfall sind Umsetzungseinheiten also dazu mandatiert, die Ergebnisorientierung von Poli-

tik durch konsequente und transparente Wirkungskontrolle der wichtigsten Reform- oder sogar 

Regierungsziele voranzutreiben. Zugleich versprechen sie eine klare Signalwirkung gegenüber 

Verwaltung und Öffentlichkeit und sollen die Rechenschaftspflicht der Leitungsebenen unter-

streichen. Darüber hinaus können sie Innovation und interministerielle Koordination fördern, 

indem sie bei gemeinsamen Problemlösungen vermitteln. Aufgaben, die dem Regierungsauftrag 

eigentlich inhärent sind, aber selten konzentriert erfolgen.17  Die eingangs beschriebenen Prob-

leme (u.a. Ressortegoismen, fehlende Priorisierung, folgenloses Monitoring) könnten also gezielt 

durch Kernfunktionen einer delivery unit adressiert werden: zentrale Prioritäten, verbindliche Ziele 

und Hebel sowie konsequentes Nachhalten. 

Wir können das auch 
Um ehrlich zu sein: Am weitesten zurück in Deutschland liegt der Bund, erfolgreiche Modelle auf 

Länder- und Kommunalebene sollten hier keineswegs verschwiegen werden, sind aber noch viel 

zu selten strukturiert und konzentriert, mit Führung von oben und Durchsetzung unten. Aus-

gangspunkt sind wie so oft die Mittel: Auf föderaler Ebene haben insbesondere Hamburg und 

Hessen die doppische Haushaltsführung18 eingeführt, was die Wirkungsorientierung erheblich 

erleichtert, da Ressourcenverbrauch, Vermögenslage und Zielerreichung transparent abgebildet 

werden; weitere Länder haben Wahlrechte oder befinden sich in Umstellung, was jedoch zu 
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Reibungsverlusten im Hinblick auf das Konnexitätsprinzip führt, da unterschiedliche Systeme Ver-

gleichbarkeit und Lastenverteilung zwischen Land und Kommunen erschweren.19  

Besonders hervorzuheben ist das Hamburger Steuerungsmodell mit seiner strategischen Steue-

rung, leistungsbezogenen Produkthaushalten und integrierter Ressourcenverantwortung.20 Es 

verbessert so die Umsetzungskontrolle, indem es ein durchgängiges Zielsystem mit Kennzahlen 

und ein ergebnisorientiertes Berichtswesen etabliert, das regelmäßige Soll-Ist-Vergleiche und 

Quartalsberichte vorsieht. Dadurch wird die Zielerreichung transparent überwacht und politische 

Vorgaben mit operativer Steuerung verknüpft. Politisch verantwortlich für die Fachaufsicht ist der 

Finanzsenator – wobei die Senatskanzlei eine koordinierende Rolle übernimmt und in regelmäßi-

ger Abstimmung mit der Finanzbehörde strategische Steuerungsfragen begleitet. Fachlich verant-

wortlich für die operative Umsetzung ist die Hamburger Finanzbehörde, die das Modell im Rah-

men ihrer Zuständigkeit für den doppischen Produkthaushalt etabliert und kontinuierlich weiter-

entwickelt hat.21  

Prägend in Bund und Ländern bleibt jedoch das Ressortprinzip – mit dem Bundeskanzleramt 

bzw. der Staats- und Senatskanzlei im Zentrum, flankiert von Ministerien mit horizontalen Kompe-

tenzen und den nachgeordneten Behörden in der Vertikale. Um auch innerhalb dessen Umset-

zung steuern zu können, verspricht die Modernisierungsagenda für Staat und Verwaltung des 

Bundes vom Oktober 2025 einen „konkreten Umsetzungsplan der Modernisierungsvorhaben“ 

und schlägt vor, „modular und iterativ in Umsetzungszyklen“ vorzugehen sowie „Zielwerte und In-

halte […] gemeinsam weiter zu erarbeiten und die Vorhaben darauf aufbauend umzusetzen“. Die 

angestrebte Projekteinheit soll dabei „als Umsetzungsmuskel für nicht-ministerielle Aufgaben im 

Bereich IT-Projektmanagement […] unter Rückgriff auf vorhandene Strukturen und gegebenen-

falls Zusammenführung aufgebaut werden“ 22.  

Die Anfang Dezember 2025 beschlossene Föderale Modernisierungsagenda wiederum stärkt 

potenziell die zentrale Steuerungsrolle von Staats- und Senatskanzleien durch die Einrichtung ge-

meinsamer Monitoring- und Berichtsprozesse, die laut Beschluss „einen vergleichenden Überblick 

über den Umsetzungsstand“ liefern sollen, sowie durch verbindliche Fristen und Evaluationszyk-

len, die „bis Mitte 2026 einen Fortschrittsbericht an die Ministerpräsidentenkonferenz und das 

Bundeskanzleramt“ vorsehen. Damit wird ein Rahmen geschaffen, der „Bündelung von Aufgaben 

und Entlastung der Vollzugsbehörden“ 23 ermöglicht und die Umsetzung iterativ überprüfbar ma-

chen soll. Der Rahmen ist also gesetzt, es bleibt die entscheidende Frage: Wie lässt sich wirkungs-

orientierte Steuerung derart in das deutsche Verwaltungsgefüge einfügen? 

Liefern, wenn man nur könnte 
Gemäß Grundgesetz ist die Umsetzung von Politik – d.h. die Ausführung von Gesetzen – in 

Deutschland Ländersache.24 Ungeachtet der föderalen Unterschiede sind die Landesregierungen 

im Großen und Ganzen ähnlich aufgebaut, d.h. für die Steuerung zentral sind die Staats- oder in 

den Stadtstaaten Senatskanzleien. Diese verantworten in der Regel die Unterstützung der Regie-

rungschefin bzw. des Regierungschefs bei der Festlegung politischer Richtlinien, die Koordinie-

rung der Ressorts, die Vorbereitung von Kabinetts- und Ministerpräsidentenkonferenzen, die 

Vertretung des Landes gegenüber Bund, EU und internationalen Partnern sowie für Medienpoli-

tik, Protokoll und Öffentlichkeitsarbeit. Ihnen allen gemeinsam ist die Rolle als zentrale Steue-

rungsstelle der Landesregierung, die strategische Planung, ressortübergreifende Abstimmung 

und die Wahrnehmung der Landesinteressen nach außen sicherstellt.25 
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Wenn Staats- und Senatskanzleien also vom „Drehbuch“ über die „Dramaturgie“ und „Choreogra-

phie“ bis hin zur „Regie“26 die Regierungsarbeit verantworten, dann liegt es nahe, dass sie auch 

Interesse an der Resonanz der Aufführung, sprich der Umsetzung ihrer Politik haben – zumindest 

haben sollten. Ausgangspunkt ist auch hier die verfassungsmäßige Ordnung, in diesem Fall wie-

der das Ressortprinzip – mindestens dessen konkrete Ausgestaltung, wonach insbesondere Stra-

tegie und Planung stark von den Mehrheitsverhältnissen im Land und vom Führungsstil der oder 

des Verantwortlichen abhängen. Die empirischen Befunde zeigen, dass die strategische Steue-

rungsfähigkeit weniger durch formale Richtlinienkompetenz als durch faktische Amtsautorität 

und Agenda-Setting geprägt wird. Hinzu kommen Ressortegoismen, Koalitionszwänge und die 

organisatorische Einbettung des Strategieapparats, die den Handlungskorridor für strategische 

Planung bestimmen. Es liegt daher nahe, anzunehmen, dass diese auch die Möglichkeiten und 

Wirksamkeit der Umsetzungskontrolle beeinflussen.27 

Staats- und Senatskanzleien steuern Landespolitik derzeit vor allem durch Koordinierung und re-

gelmäßige Berichterstattung: So nutzen Hamburg und Berlin auf Indikatoren basierende Steue-

rungsinstrumente, die Soll-Ist-Vergleiche und Kennzahlen enthalten, während Nordrhein-Westfa-

len und Bremen auf strukturierte Vorhabenplanung und Umsetzungsberichte setzen, ergänzt 

durch politisches Controlling und Fortschrittsberichte. Erfolgskontrolle erfolgt damit teils kenn-

zahlenorientiert, teils über detaillierte Projekt- und Maßnahmenplanung, wobei Hamburg am 

stärksten auf ein integriertes Kennzahlensystem und Controlling setzt, andere Länder eher auf 

Berichte und Kabinettskommunikation. In der Regel sind diese Funktionen in den Staatskanzleien 

in eigenen Organisationseinheiten für Planung, Strategie und Controlling angesiedelt, oft er-

gänzt durch Stabsstellen für Digitalisierung oder Haushaltssteuerung.28 

Die etablierten Regierungsstrukturen der Länder bilden also ein belastbares Fundament für das 

Prinzip der Umsetzungseinheiten, reichen in der Praxis jedoch nicht immer aus: Spiegelreferate 

z.B. funktionieren häufig fachlich‑technisch oder faktisch als Vertreter der Häuser, während Priori-

sierung und politische Führung von der Amtsführung der Regierungsspitze also Ministerpräsi-

dent/in oder Chef/in der Staatskanzlei) abhängen. Vor diesem Hintergrund stellt sich weniger die 

Frage nach Neugründung, sondern der gezielten Befähigung schon bestehender Querschnittsein-

heiten für Umsetzungssteuerung. Wirkung dürfte entstehen, wenn z.B. (1.) Kabinettsreferate die 

jährliche Vorhabenplanung – idealerweise technisch gestützt – programmatisch nachhalten (vom 

100‑Tage‑Programm über den Koalitionsvertrag bis hin zur Langfristplanung über die Legislatur-

periode hinaus), (2.) Planungsreferate den politischen Kalender des Hauses (Termine, Presse, Er-

eignisse) eng daran geknüpft führen und (3.) die Leitung der Staatskanzlei eine thematische Jah-

resplanung aufgaben‑ und vorhabenbezogen mit den Spiegelreferaten als Vertreter der Staats-

kanzlei synchronisiert. Steuerung durch Indikatoren wird dabei oftmals ob der Komplexität des 

Einführens und Nachhaltens zurückhaltend bewertet; zudem bleibt der Mehrwert begrenzt, so-

lange Vorhabenplanung, politische Taktung, Kommunikationskalender und Haushaltslogik nicht 

sauber miteinander verknüpft sind. Hinzu kommen ein hoher Personaldruck, so dass Zielsteue-

rung und Wirkungsmessung oftmals zu Doppelaufgaben werden; jedes Spiegelreferat könnte fak-

tisch auch ein kleines Planungsreferat sein.  

Ohne klares Mandat drohen die Staatskanzleien von der Steuerung in Moderation oder gar reine 

Abstimmungskommunikation zu verfallen, zumal in Konstellationen komplexer oder schwacher 

Koalitionen. Der Unterschied zu den international erfolgreichen Vorbildern liegt also weniger in 

den Instrumenten als in der institutionellen Bündelung von Priorisierung, Monitoring und politi-

scher Eskalationsfähigkeit einer eigenständigen Umsetzungsstruktur, die bestehende Einheiten 

integriert und so hebelt.  
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Wer will, der kann auch 
Erfolge wirkungsvoller Regierungsarbeit bemessen sich nicht in Anspruchsbekundungen, Zusa-

gen, Budgets, Fördermitteln und konkreter Gesetzgebung – also dem Output – sondern in mess-

baren Ergebnissen bei der Verbesserung der Lebensumstände der Bürgerinnen und Bürger. 

Ob dies ein dokumentierter Rückgang von Kriminalität, verminderte Wartezeiten in Krankenhäu-

sern oder sinkende Kindersterblichkeit29 sind, allen gemeinsam ist, dass sie konkrete Resultate 

gelungener Politik – also Outcomes – darstellen. Bestenfalls wird so die Wirkung von Politik – also 

der Impact – deutlich, um Regierung und Verwaltung im Sinne evidenzbasierter Politik30 bei 

nachfolgenden Entscheidungen zu unterstützen – darüber hinaus jedoch auch Steuerung im Pro-

zess selbst und nicht erst danach anhand von ex-post-Evaluierungen, Enquete-Kommissionen oder 

Untersuchungsausschüssen zu ermöglichen. Wichtig hier ist insbesondere die Zeitspanne, d.h. 

handelt es sich um temporäre Hebel der Reformpolitik oder langfristige Instrumente der politi-

schen Steuerung?  

Die wirksame Steuerung der Umsetzung von Politik – das „Liefern“ an die Bürgerinnen und Bür-

ger“ also – erfordert präzise Ziele und messbare Indikatoren, die mit bestehenden Daten kompati-

bel sind. Für Deutschland erscheint ein Ansatz zielführend, der Führungs- und Entscheidungs-

strukturen an der Spitze von Staats- und Senatskanzleien stärkt und klare Führungslogiken etab-

liert – mit definierter Rollenverteilung zwischen Ministerpräsidenten/in, Chef/in der Staatskanzlei, 

Planungsstab, Grundsatz- und Zentralabteilung(en). Erfolgsfaktoren dabei sind – kumulativ – die 

Nähe zur politischen Leitung, eindeutige Kompetenz- und Kommunikationslinien sowie ein kohä-

rentes Zielsystem. Im Zentrum stehen die Wirksamkeitskontrolle, eine strategische Regierungspla-

nung, die Bund-Länder- und Europa-Koordinierung sowie Staatsmodernisierung. 

Der Leiter der ersten delivery unit in Großbritannien, Ray Shostak, definiert deren Erfolgskriterien 

wie folgt: Führung mit Weitblick und Strategie, ressortübergreifende Zusammenarbeit, Um-

setzbarkeit und effektive Leistungsmessung anhand solider Daten. Die bestehende Verwaltung 

oder die für Planung und Haushalt Verantwortlichen sollen damit nicht ersetzt werden, sondern 

vielmehr die Einheit diesen zur Seite stehen, um Probleme zu lösen, die ihre Kompetenzen oder 

Kapazitäten übersteigen. Kleine, hoch qualifizierte Teams verfolgen konkrete Ergebnislinien an-

hand von Leistungsindikatoren31, nicht flächendeckende Verwaltungsmodernisierung oder gar all-

umfassende Reformvorhaben. Das würde sie schon im Ansatz überdehnen und unterscheidet de-

livery units explizit von Bürokratie um der Bürokratie willen. Vielmehr generieren sie im System 

“just enough change“ 32, um konkrete politische Ziele zum Erreichen zu bringen, obschon sie da-

mit sowohl Reformen als auch Modernisierung begünstigen können.  

Ohne sichtbaren politischen Rückhalt, klaren Auftrag, Struktur und Führung, geographische 

wie institutionelle Nähe, das richtige Personal und ressortübergreifende ownership auf relevante 

Ziel- und Ergebnislinien riskieren Umsetzungseinheiten Schaufensterprojekte zu werden.33 Mit 

diesem Mandat hingegen können sie bestenfalls das liefern, was Bürgerinnen und Bürger auch 

wollen. 
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